
Bundessozialgericht

5b RJ 90/83 lm Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtssheü

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter:
...............‚

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 5b Senat des Bundessozialgerichts hat am 2. Oktober

198" ohne mündliche Verhandlung

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin werden das Urteil des

Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 22. August 1983

sowie das Urteil des Sozialgerichts Speyer vom “. Februar

1983 aufgehoben. Die Beklagte wird unter Aufhebung ihres

Bescheides vom 10. Mai 1982 in Gestalt des Widerspruchsbe-

scheides vom 22. November 1982 verurteilt, der Klägerin Er—

werbsunfähigkeitsrente auch für die Zeit vom 29. März 1979

bis 26. April 1979 zu gewähren,
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Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen Kosten

des Rechtsstreits zu erstatten.

G r ü n d e

Die Klägerin begehrt von der Beklagten Erwerbsunfähigkeitsrente

auch für die Zeit vom 29. März bis 26. April 1979.

Die Klägerin beantragte im Juni 1978 bei der Beklagten die Ge—

währung einer Versichertenrente. Die Beklagte bewilligte ihr da-

rauf ein Heilverfahren für die Zeit vom 29. März bis 26. April

1979. Übergangsgeld wurde der Klägerin nicht gewährt. Den Ren-

tenantrag lehnte die Beklagte ab (Bescheid vom 30. Oktober

1979). Das Sozialgericht (SG) wies die Klage ab (Urteil vom

20. Mai 1980). Das Landessozialgericht (LSG) verurteilte die

Beklagte, der Klägerin ab 1. Juli 1978 Rente wegen Erwerbsunfä-

higkeit zu gewähren (Urteil vom 8. Februar 1982).

1

Die Beklagte gewährte daraufhin der Klägerin Erwerbsunfähig—

keitsrente ab 1. Juli 1978, nicht aber für die Zeit des Heil—

verfahrens vom 29. März bis 26. April 1979. Sie wandte die vor

dem 1. Januar 1981 geltende Fassung des % 12H1d Abs 2 Satz 1

Reichsversicherungsordnung (RVG) an (Bescheid vom 10. Mai 1982;

Widerspruchsbescheid vom 22. November 1982).
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-3-

Das SG hat die Klage abgewiesen und die Berufung zugelassen (Ur-
teil

vom ”. Februar 1983). Das LSG hat die Berufung der Klägerin

mit Urteil vom 22. August 1983 zurückgewiesen und im wesentli-

chen ausgeführt: Bis zum 31. Dezember 1980 habe hinsichtlich der

Gewährung von Rente während der Durchführung einer Reha-Maßnahme

5 12U1d RVG aF gegolten. Danach sei für die Zeit einer Reha-Maß-

nahme keine Versichertenrente zu zahlen. Eine Ausnahme sei nur zu

machen, wenn die Rente bereits vorher bewilligt gewesen sei. Nur

ein Bescheid oder ein Urteil stellten jedoch eine Bewilligung

dar. Das der Klägerin günstige Urteil und der darauf folgende

Bescheid zugunsten der Klägerin lägen aber zeitlich nach der

Reha—Maßnahme.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt die Klägerin eine

Verletzung des 5 12ü1d RVG. Sie ist der Auffassung, daß 5 12H1d

RVG in der neuen Fassung anzuwenden sei. Im übrigen sei die Än—

derung des 5 1241d RVG nur eine Klarstellung gewesen. Der Wille

des Gesetzgebers sei schon immer darauf gegangen, nur dem Versi—

cherten die Rente während der Heilmaßnahme vorzuenthalten, der

zum Ausgleich einen Anspruch auf Übergangsgeld habe. Bei einem

anderen Verständnis des @ 12ü1d RVG wäre diese Bestimmung auch

verfassungswidrig.

Die Klägerin beantragt sinngemäß

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben

und die Beklagte unter Aufhebung des

Bescheides vom 10. Mai 1982 in der Gestalt des

Widerspruchsbescheides vom 22. November 1982 zu
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verurteilen, der Klägerin Erwerbsunfähigkeitsrente

auch für die Zeit vom 29. März 1979 bis 26. April

1979 zu gewähren.

Die Beklagte beantragt,

die Revision der Klägerin zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.
1

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt.

II

Auf die Revision ist das angefochtene Urteil aufzuheben. Der

Klägerin steht, anders als das angefochtene Urteil ausführt, auch

für die Zeit vom 29. März 1979 bis 26. April 1979 Erwerbsun-

fähigkeitsrente zu. 1

Durch Urteil des LSG Rheinland-Pfalz
vom 8. Februar 1982 (L 2 J

175/80) ist die Beklagte verurteilt worden, der Klägerin Rente

wegen Erwerbsunfähigkeit ab 1. Juli 1978 zu gewähren. Zwischen

den Beteiligten, die dieses Urteil nicht in Frage stellen, ist

seitdem nicht mehr im Streit, daß die Klägerin seit dem 1. Juli

1978 erwerbsunfähig ist und daß die versicherungsrechtlichen

Voraussetzungen einer Erwerbsunfähigkeitsrente bei ihr vorliegen.

Streitig ist nur, ob aufgrund des 5 12H1d EVO in der vor dem
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1. Januar 1981 geltenden Fassung der eigentlich entstandene ma-

terielle Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitsrente für die Zeit vom

29. März 1979 bis 26. April 1979 entfiel. Das ist Jedoch zu

verneinen.

Diesem Wegfall des Anspruchs der Klägerin für die genannte Zeit

steht bereits die materielle Rechtskraft des Urteils vom

8. Februar 1982 entgegen. Dieses Urteil des LSG hat ausgespro—

chen, daß die Beklagte der Klägerin "ab 1. Juli 1978 Rente wegen

Erwerbsunfähigkeit" zu gewähren habe. Zwar handelt es sich dabei

um ein Grundurteil (5 130 Sozialgerichtsgesetz —SGG-)‚ das le-

diglich dem bisherigen Streit darüber ein Ende machte, ob der

Klägerin überhaupt seit dem 1. Juli 1978 ein Rentenanspruch zu—

stand. Wie hoch die zu erbringende Leistung war, sollte der Ent-

scheidung der Verwaltung vorbehalten bleiben. 5 130 SGG stellt

insoweit den Fall einer zulässigen Rückverweisung der Sache an

die Verwaltung dar (Meyer-Ladewig, Kommentar zum SGG, 2. Aufl,

5 130 Anm 1). Nicht ungeklärt blieb indessen nach dem Ausspruch

des Urteils des LSG Rheinland—Pfalz vom 8. Februar 1982, ob der

Klägerin für die streitige Zeit überhaupt eine Rente wegen Er-

werbsunfähigkeit zustand. Die Bindungswirkung eines gerichtlichen

Urteils reicht soweit wie der in der Entscheidungsformel enthal-

tene Gedanke.Sie erfaßt den gesamtenSubsumtionsschluß, der die

Grundlage für den Ausspruch des Gerichtes bildet (BSG SozR 1500

% 77 Nr 20). Durch ein zusprechendes Grundurteil wird der An—

spruch bejaht; das Gericht wird lediglich von notwendigen Fest-

stellungen über die Höhe des Anspruches entlastet, die der Ver-

sicherungsträger einfacher treffen kann (Meyer—Ladewig aaO, $ 130
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Anm 1). Indem das Urteil des LSG Reinland-Pfalz vom 8. Februar

1982 die Beklagte zur Zahlung der Erwerbsunfähigkeitsrente vom

1. Juli 1978 an verpflichtete, ohne für die Folgezeit Vorbehalte

zu machen, konnte der Anspruch nicht mehr mit Gründen verneint

werden, die bereits der Prüfung durch das LSG zugänglich gewesen

waren. Wenn die Beklagte dies nicht hinnehmen wollte, mußte sie

sich gegen das Urteil des LSG vom 8. Februar 1982 wenden. Dieses

Urteil ist aber unanfechtbar geworden.

„

5 12ü1d RVO stände aber
auch

- anders als die Beklagte und die

Vorinstanzen meinen — der Gewährung von Rente im streitigen

Zeitraum nicht entgegen. Richtig ist, daß insoweit die Vorschrift

in der Fassung anzuwenden ist, wie sie in der damaligen Zeit

(29. März 1979 bis 26. April 1979) galt. Nach ständiger Recht-

sprechung des Bundessozialgerichts (836) sind Inhalt und Wirkung

sozialrechtlicher Ansprüche nach dem Recht zu beurteilen, welches

zur Zeit des anspruchsbegründenden Ereignisses oder Umstandes

gegolten hat, sofern nicht später in Kraft gesetztes neues Recht

ausdrücklich oder sinngemäß etwas anderes bestimmt (BSG SozR 2200

$ 12N1 Nr 21 s 72f RVO mwN).

@ 1241d Abs 2 BVD hatte seit Inkrafttreten des Rehabilitations-

angleichungsgesetzes (RehaAnglG) vom 7. August 197“ (BGBl I

1881) am 1. Oktober 197“ folgende Fassung: "Während der Durch-

führung einer Maßnahme zur Rehabilitation besteht kein Anspruch

auf Rente wegen Berufsunfähigkeit oder wegen Erwerbsunfähigkeit

oder auf erhöhte Rente wegen Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfä—

higkeit nach 5 1268 Abs 2 Nr 2, es sei denn, daß die Rente oder
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die Rentenerhöhung bereits vor Beginn der Maßnahme bewilligt war.

Das gleiche gilt für einen sonstigen Zeitraum, für den Über-

gangsgeld zu zahlen ist". Durch Artikel II 8 4 Nr 25 des Zehnten

Buches des Sozialgesetzbuches - Verwaltungsverfahren — vom

18. August 1980 (BGBl I 1M69) -SGB 10- wurde 5 1241d RVG geän-

dert. In Absatz 2 Satz 1 wurden nach dem Wort "besteht" die Worte

"neben einem Anspruch auf Übergangsgeld" eingefügt, so daß die

Bestimmung seit dem 1. Januar 1981 lautete: "Während der Durch-

führung einer Maßnahme zur Rehabilitation besteht neben einem

Anspruch auf Übergangsgeld kein Anspruch auf Rente wegen Berufs-

unfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit oder .....". Artikel A 5 1

Nr zu des Arbeitsförderungs-Konsolidierungsgesetzes (AFKG) vom

22. Dezember 1981 (BGBl I S 1M97), das am 1. Januar 1982 in

Kraft getreten ist, hat in S 1241d Abs 2 in den Sätzen 1 und 2

nach dem Wort "Übergangsgeld" die Worte "Verletztengeld oder

Versorgungskrankengeld" eingefügt. Seitdem hat 5 12ü1d Abs 2 BVD

seine heutige Fassung!

Obwohl somit 5 12N1d Abs 2 Satz 1 RVG erst in der am 1. Januar

1981 in Kraft getretenen Fassung bestimmt, daß die eigentlich

angefallene Berufsunfähigkeitsrente oder Erwerbsunfähigkeitsrente

während einer Reha—Maßnahme nur im Falle einer Übergangsgeldzah—

lung nicht gewährt werden soll, hat die gleiche Regelung schon

vor diesem Zeitpunkt gegolten. Der Gesetzgeber hat nämlich mit

der Änderung des 5 12M1d Abs 2 Satz 1 BVD durch das SGB 10 le-

diglich eine Klarstellung vorgenommen.■Das bedeutet, daß die

Vorschrift auch für die Vergangenheit im der geänderten Fassung

anzuwenden ist (vgl als weitere vom BSG entschiedene Fälle einer
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


klarstellenden Interpretation: SozR 1200 5 51 Nrn 9, 10; BSG-Ur-

teil vom 30. Mai 1984 — 5a RKn 3/8ü). In der Literatur ist schon

zutreffend darauf hingewiesen worden, daß es sich bei der vor dem

1. Januar 1981 geltenden Fassung des @ 12U1d Abs 2 BVD wohl um

einen Irrtum des Gesetzgebers handelte (vgl Verbandskommentar zur

RVG, 20. Ergänzungslieferung, 5 12M1d Anm 6). Die Einfügung in

5 1241d Abs 2 Satz 1 BVD "neben einem Anspruch auf Übergangsgeld"

durch das SGB 10 geht zurück auf einen Beschluß des Elften Aus-

schusses (Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung). Er begründete

seinen Änderungswunsch damit, die Neufassung "stelle klar", daß

für die Zeit, in der eine Rehabilitationsmaßnahme durchgeführt

werde, ein Rentenanspruch nur dann verdrängt werde, wenn zugleich

ein Anspruch auf Übergangsgeld bestehe (BT-Drucks 8/H022 S 56,

93). In 5 12M1d Abs 2 Satz 2 RVG hat es im übrigen seit Geltung

dieser Vorschrift immer geheißen, daß das gleiche "für einen

sonstigen Zeitraum, für den Übergangsgeld
.... zu zahlen ist“,

gelte. Auch daraus ist erkennbar, daß der wesentliche Gesichts—

punkt für den Wegfall der Rente schon immer die Zahlung von

Übergangsgeld war und es sich demnach bei der Ergänzung in

5 12H1d Abs 2 Satz 1 BVG durch das SGB 10 lediglich um eine

redaktionelle Änderung 18 einer Klarstellung des bereits bisher

geltenden Rechts handelt. 1
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Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 SGG.
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